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Scharping und der Fraktion der SPD 

zu der Großen Anfrage der Abgeordneten Monika Ganseforth, Michael Müller 
(Düsseldorf), Elke Ferner, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD 
— Drucksachen 13/3988, 13/6704 - 

Umsetzung der Selbstverpflichtungserklärung deutscher Wirtschafts- und 
Industrieverbände zum Klimaschutz 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Selbstverpflichtungen haben nur Sinn, wenn sie politische Zie-
le, wie in diesem Fall das Klimaschutzziel, unterstützen und 
ihre Umsetzung beschleunigen. Wenn sie jedoch hinter den 
Anforderungen zurückbleiben oder nicht kontrollierbar sind, 
werden sie abgelehnt. 

2. Selbstverpflichtungen zwischen Regierung und Wirtschafts-
verbänden dürfen nicht die Mitwirkungsmöglichkeiten des 
Parlaments an einer Klimaschutzpolitik aushebeln. Die Rah-
menbedingungen für wirtschaftliches Handeln werden damit 
nicht mehr vom Gesetzgeber gesetzt. Die Verantwortung für 
Klimaschutzpolitik wurde so der Politik entzogen. 

3. Selbstverpflichtungen können auf staatlicher Seite den Ver-
zicht auf Mittel zur Durchsetzung der Ziele bedeuten. Die Zu- 
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sagen der Industrie zur CO 2-Reduktion sind nicht verbindlich. 

Ein Verstoß gegen die Absprache bleibt ohne rechtliche Fol-
gen. Selbst das bis heute nicht ausreichend umgesetzte Moni-
toring begründet keinen Erfüllungsanspruch. Sobald der 
Druck und das öffentliche Interesse nachlassen, kann auch das 
Interesse der Industrie an der Umsetzung nachlassen. 

4. Die Kritik an den 1995 gemachten Selbstverpflichtungen hat 
zwar zu Nachbesserungen geführt und dazu beigetragen, 
Mängel zu beseitigen. Aber auch die aktualisierte Erklärung 
läßt keine Trendwende gegenüber der bisherigen Entwicklung 

der CO2-Emissionen erkennen. Wegen dieser verfehlten Poli-
tik wird das Klimaschutzziel in Deutschland nicht erreicht. 

5. Die Selbstverpflichtung der Industrie reicht bei weitem nicht 

aus, das CO 2-Minderungsziel von 25 % bis zum Jahr 2005, be-

zogen auf 1990, zu erreichen. Es bedarf daher erheblicher zu-
sätzlicher Maßnahmen. Nur 12 von 19 Industriezweigen sagen 

absolute CO 2-Reduktionen zu. Im Verkehrssektor wird es trotz 

der freiwilligen Zusagen der Automobilindustrie zu einer Zu-
nahme der Treibhausgase kommen. Die Reduktion der Verei-
nigten Elektrizitätswerke (VDEW), die für rd. 30 % der bun-

desdeutschen CO2-Emissionen verantwortlich sind und die 
eine 25%ige Reduktion bis zum Jahr 2015, bezogen auf 1987, 
zusagen, erreicht nur 8 bis 10 % bis 2005, bezogen auf 1990. 

6. Es besteht die Gefahr, daß wegen der Verwässerung der Kli-
maschutzziele durch die Selbstverpflichtung und die Verzöge-
rung durch die schleppende Umsetzung am Ende mit tiefgrei-
fenden staatlichen Eingriffen nachgebessert werden muß, so 
daß vor allem die Haushalte die größte Anpassungslast tragen 

müssen. 

7. Selbstverpflichtungen sind Maßnahmen, ohne preisliche An-
reize und marktwirtschaftliche Steuerung. Der fehlende Wett-
bewerb führt weder zu kostengünstigen Lösungen, noch setzt 
er faire Rahmenbedingungen für alle, um das Trittbrettfahren 
zu verhindern. Die falschen Spielregeln am Markt vorbei kön-
nen einen ökonomisch fragwürdigen Verteilungskampf auslö-
sen. Sie zwingen diejenigen, die die Verbandszusagen umset-
zen, zu Überkompensationen für die, die gegen die 
Selbstverpflichtung verstoßen. Emissionen, die über die wirt-
schaftlichen „Business-as-usual"-Reduktionen hinausgehen, 

sind kaum zu erwarten. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. freiwillige Selbstverpflichtungen an den Vorstellungen der 
EG-Kommission über Umweltauswirkungen - KOM(96) 561 
endg. - zu orientieren, insbesondere an den Aspekten quanti-
fizierte Ziele, detaillierte Angabe der Verpflichtungen, Über-
wachung der Ergebnisse, regelmäßige Berichterstattung, 
Sanktionen und Rechtsnatur der Vereinbarung. Nur so lassen 
sich die politische Verantwortung für eine wirksame Klima-
schutzpolitik wahrnehmen, der umweltpolitische Gestaltungs-
spielraum wieder zurückgewinnen und die marktwirtschaftli- 
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chen Rahmenbedingungen für die ökologische Modernisie-
rung setzen; 

2. die Selbstverpflichtung der Industrie durch zusätzliche ökono-
mische Instrumente zu flankieren; 

3. einen präzisen Minderungspfad bis zum Jahr 2005 und dar-
über hinaus mit absoluten Reduktionen über das ,, business-as-
usual" hinaus festzulegen; 

4. die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, die die CO 2-Re-
duktionen auch im Verkehrssektor durch eine integrierte zu-
kunftsfähige Verkehrspolitik umsetzen; 

5. durch umweltrelevante Vorgaben und Grenzwerte wieder die 
Bedingungen für ökologische Innovationen zu verbessern und 
damit Anreize für neue klimaverträgliche Produkte und Ver-
fahren zu bieten; 

6. die Wärmenutzungsverordnung endlich zu verabschieden, die 
eine effiziente Abwärmenutzung gewährleistet; 

7. mit kurzfristigen Sanktionen Trittbrettfahrer, die gegen die 
Selbstverpflichtung verstoßen, dazu zu zwingen, die Reduk-
tionen einzuhalten; 

8. verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um zur Aus-
schöpfung des Effizienzpotentials und zum Übergang ins So-
larzeitalter zu kommen. 

Bonn, den 19. März 1997 
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